
Neuneinhalb Stunden – und da-
mit deutlich länger als zuletzt –
tagte der Landtag in seiner Ok-
tober-Sitzung. Den Beginn mar-
kierte einmal mehr eine Angelo-
bung: Nach dem Rücktritt von
Helmut Hofer-Gruber aus Ba-
den rückte der Perchtoldsdorfer
Christoph Müller als neues Mit-
glied der NEOS-Fraktion nach.

Neben den zwei (von FPÖ
und SPÖ eingebrachten) Aktuel-
len Stunden sorgten vor allem
das Nachtragsbudget und das
von der ÖVP eingebrachte Dere-
gulierungsgesetz für Debatten.

● Nachtragsbudget. Bereits Ende
September hatte das Land be-
kannt gegeben, einen Nach-
tragsvoranschlag für das heuri-

Nachtragsbudget
sorgte für Debatte
Neben Grünen und NEOS übte auch die
SPÖ Kritik an dem Zahlenwerk. ÖVP
und Freiheitliche verwiesen hingegen
auf geänderte Rahmenbedingungen.

ge und kommende Jahr zu be-
nötigen. Höhere Mehrausgaben
sowie weniger Ertragsanteile
aus Bundesabgaben seien die
Gründe dafür. Für das Jahr 2025
ist nun ein Nachtrag in der Höhe
von 260 Millionen, für das kom-
mende Jahr in Höhe von 315 Mil-
lionen Euro vorgesehen.

Nach dem einstimmigen
Beschluss in der Landesregie-
rung (also durch ÖVP, FPÖ und
SPÖ) segnete auch der Landtag
das Zahlenwerk ab – allerdings
mit deutlicher Kritik aus den
Oppositionsreihen. Landes-
hauptfrau Johanna Mikl-Leitner
(ÖVP) seien die Finanzen „total
entglitten“, der Nachtrag sei „ein
Nachruf auf die Glaubwürdig-
keit von ÖVP und FPÖ“, konsta-

tierte etwa NEOS-Fraktions-
sprecherin Indra Collini. Und
auch die SPÖ, die in der Landes-
regierung ja zugestimmt hatte,
bemängelte das Zahlenwerk –
was bei den Koalitionären für
Unverständnis sorgte. Man lebe
in herausfordernden Zeiten,
eine Budgetplanung über meh-
rere Jahre sei noch herausfor-
dernder – und: Viele Dinge, et-
wa Kriege, habe man nicht vor-
hersehen können, erklärte
ÖVP-Abgeordneter Anton Erber.

● Deregulierungsgesetz. Kontro-
versiell verlief auch die Debatte
zum sogenannten Deregulie-
rungsgesetz, eingebracht von
der ÖVP. Im Zuge der „Aufga-
benkritik“ des Landes wurden
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damit 33 Landesgesetze ent-
rümpelt und drei überhaupt ge-
strichen. Ein Gesetzbuch sei
„kein Geschichtsbuch“, weshalb
man es auch immer wieder an-
passen müsse, argumentierte
ÖVP-Mandatar Bernhard Hein-
reichsberger die Maßnahme. Es
gehe um „Effizienz, Transpa-
renz und Bürgernähe“, meinte
er. In dem Paket enthalten ist et-
wa die Abschaffung der Gebiets-
bauämter. Gelten sollen die Än-
derungen ab 1. Jänner 2026.

Tenor der Kritik aus den
Oppositionsreihen: Das sei viel
zu wenig, das Paket enthalte le-
diglich „Mini-Schritte“ (so
NEOS-Chefin Indra Collini).
Schließlich stimmten ÖVP, FPÖ
und NEOS zur Gänze für das Pa-

 Bis in die späten Donnerstagabend-Stunden debattierte der Landtag
über Finanzen, Gesundheit und Co. Die Sitzung wurde diesmal auch von
Aktivistinnen und Aktivisten verfolgt, die sich gegen den „Gesundheitsplan
2040+“ aussprechen. Der Protest verlief allerdings still.
Foto: Philipp Grabner

ket, die SPÖ tat dies nur teilwei-
se, die Grünen lehnten die
Punkte zur Gänze ab.

● „Gesundheitsregion Ost“. Am in-
tensivsten wurde aber der Vor-
stoß der SPÖ, eine gemeinsame
„Gesundheitsregion Ost“ zu
schaffen, debattiert. Ziel müsse
eine gemeinsame regionale Ge-
sundheitsplanung der Bundes-
länder Wien, NÖ und Burgen-
land sein, so SPÖ-Abgeordnete
Karin Scheele, die – mit Blick
auf die Debatte rund um Gast-
patienten – „für ein Ende der
Schuldzuweisungen“ plädierte.

Volkspartei und Freiheitli-
che verwiesen auf bestehende
Vereinbarungen. Im Rahmen
des Finanzausgleichs würden

500 Millionen Euro nach Wien
überwiesen – eben für die Be-
handlung von Gastpatientinnen
und -patienten, so ÖVP-Manda-
tar Franz Dinhobl. Unter ande-
rem von „seinem“ Klubobmann
Kurt Hackl gab es auch deutliche
Kritik an Wiens Gesundheits-
stadtrat Peter Hacker (SPÖ),
welcher etwa getrennte Warte-
listen für Gastpatienten ange-
kündigt hatte. „Was die Wiener
tun, ist gegen die Menschen in
Niederösterreich“, so Hackl.
Recht bekam er hier von FPÖ-
Klubchef Reinhard Teufel.

Während die NEOS den
Vorstoß der SPÖ unterstützten,
plädierten die Grünen dafür, die
Gesundheitsagenden in Bun-
deskompetenz zu geben.


Übte deutli-
che Kritik an
Wiens Ge-
sundheits-
stadtrat: Kurt
Hackl (ÖVP).
Foto: Grabner


Plädierte für
eine „Ge-
sundheitsre-
gion Ost“: Ka-
rin Scheele
(SPÖ).
Foto: SPÖ


Gesundheits-
agenden sol-
len an den
Bund gehen:
Silvia Moser
(Grüne).
Foto: Brand


Verstärkt die
NEOS-Frak-
tion: der
Perchtolds-
dorfer Chris-
toph Müller.
Foto: NEOS

Die Wirtschaft ankurbeln, die
Teuerung bekämpfen, das Bud-
get sanieren: Fragt man Staats-
sekretärin Michaela Schmidt
(SPÖ) nach den derzeitigen
Prioritäten in der Dreierkoali-
tion, gibt die 41-jährige Salzbur-
gerin dies zur Antwort. Im
Bündnis von ÖVP, SPÖ und
NEOS verantwortet die frühere
Nationalratsabgeordnete nicht
nur die Sportagenden, sondern
kümmert sich – für die SPÖ –
auch um Koordinierungsfragen.

Wie die Regierung gegen
die hohe Teuerung ankämpft?
Neben dem Kampf gegen den
„Österreich-Aufschlag“ bei den
Lebensmitteln verweist
Schmidt auch auf die „Shrink-
flation“ – wenn also bei gleich-
bleibendem Preis die Menge
eines Produkts nach unten ge-
schraubt wird. „Da gibt es jetzt
erstmals auch ein entscheiden-
des Gerichtsurteil gegen ein
Unternehmen, in dem ganz klar
gesagt wird, dass das eine Mo-
gelpackung und schlicht unge-
setzlich ist. Diesem Verhalten
müssen wir einen wirksamen
Riegel vorschieben“, so Schmidt.

Wohnbauförderung:
Schmidt für Zweckwidmung
Apropos Teuerung: In der Miet-
preisbremse sieht Schmidt
„einen ersten Schritt in die rich-
tige Richtung“, weitere – etwa
die Zweckwidmung der Wohn-
bauförderung – müssten folgen.
Kritik am Zurückfahren bei den
Sportförderungen, etwa von
Sport-Austria-Präsident Hans

„Sport muss für
alle möglich sein“
SPÖ-Regierungskoordinatorin Michaela
Schmidt sieht im Mietenpaket „einen ersten
Schritt“ gegen die Teuerung und kündigt den
Ausbau der täglichen Bewegungseinheit an.

Niessl, kann die Staatssekretä-
rin nachvollziehen – aber: „Mir
ist Planungssicherheit für die
Sportverbände wichtig. Sie wis-
sen, dass diese Kürzungen zwei
Jahre lang andauern und dass
wir danach wieder auf den Ur-
sprungsbetrag zurückgehen.“
Und wo es zu Härtefällen kom-
me, dort habe man „natürlich“
Lösungen gefunden, sagt sie.

In ihrem Ressort hat sich
Schmidt das Ziel gesetzt, die
täglichen Bewegungseinheiten
an Schulen „schnellstmöglich“
auszubauen. Aktuell erreiche
man rund 400.000 Kinder mit
diesem Angebot. „Mein Fokus
liegt darauf, Kinder und Jugend-
liche wieder vermehrt in Bewe-
gung zu bringen“, so Schmidt –
Sport müsse für alle Kinder
möglich sein, auch unabhängig
vom Einkommen der Eltern.
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STAATSSEKRETÄRIN IM INTERVIEW

 Das gesamte Interview mit
SPÖ-Staatssekretärin Michaela
Schmidt lesen Sie auf NÖN.at.
Foto: Philipp Grabner
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Kinderbetreuung:
Pressl für Reform
In der Debatte um die künftige
Verteilung von Kompetenzen
hat Gemeindebund-Präsident
Johannes Pressl (ÖVP) dafür ge-
worben, die Kinderbetreuung
zur Angelegenheit der Kommu-
nen zu machen. „Dort, wo wir
die Aufgaben am besten erledi-
gen können, am nächsten bei
den Menschen sind und die
höchste Kompetenz haben, dort
sollen wir es machen“, so Pressl.

Mikl-Leitner für
Kopftuchverbot
Nach dem Ende der Begutach-
tungsfrist für das von der Bun-
desregierung geplante Kopf-
tuchverbot für Mädchen bis zur
achten Schulstufe gibt es viel
Kritik an dem Vorhaben. So be-
fürchten NGOs mehr Diskrimi-
nierung junger Musliminnen.
Landeshauptfrau Johanna Mikl-
Leitner unterstützt das Vorha-
ben von Integrationsministerin
Claudia Plakolm (beide ÖVP).
Das Kopftuch habe auf den Köp-
fen junger Mädchen nichts ver-
loren, es gehe darum, „die Frei-
heit unserer Mädchen zu schüt-
zen“, erklärt Mikl-Leitner.

Weil das Wahlsystem „nicht
dem modernen Standard“ ent-
spreche und es sich die Mehr-
heitsfraktionen „richten“ habe
können, beschritt der Unabhän-
gige Bauernverband (UBV) nach
der Landes-Landwirtschafts-
kammerwahl im März den
Rechtsweg. Ohne Erfolg, wie

Kein Erfolg für Anfechtung
Begehren des UBV scheiterte aus formalen
Gründen. Bauernbund sieht sich bestätigt.

seit der Vorwoche klar ist: Der
Verfassungsgerichtshof hat die
Anfechtung nämlich zurückge-
wiesen – ausschlaggebend da-
für seien formale Gründe gewe-
sen, betont der VfGH – weshalb
auch gar keine inhaltliche Prü-
fung der Wahl stattfand. Im Bü-
ro des ÖVP-Bauernbundes sieht

LANDES-LANDWIRTSCHAFTSKAMMERWAHL

man sich jedenfalls bestätigt:
Spitzenkandidat Johannes
Schmuckenschlager ortet „ein
wichtiges Signal der Stabilität“.
Eine Neuwahl hätte „weitrei-
chende negative Folgen gehabt.
Gut, dass nun Klarheit herrscht
und wir uns weiter auf die Arbeit
für unsere bäuerlichen Fami-
lienbetriebe konzentrieren kön-
nen“, so der Kammerpräsident.

Insgesamt waren am 9.
März exakt 155.056 Personen

stimmberechtigt gewesen –
neben Bäuerinnen und Bauern
alle Personen mit land- oder
forstwirtschaftlichem Grundbe-
sitz. Die Wahlbeteiligung lag bei
46,6 Prozent. Neben der Vollver-
sammlung in der Landes-Land-
wirtschaftskammer wurde auch
über die Zusammensetzung der
21 Bezirksbauernkammern ent-
schieden. Der Bauernbund lan-
dete landesweit mit 82 Prozent
klar auf Platz eins. -pg-
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